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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Gegen den Widerstand der Linken überwies der Nationalrat eine Motion Joder (svp, BE)
für eine Verschärfung des Strafrahmens für vorsätzlich begangene Körperverletzung
(Mo. 08.3131). Der Bundesrat hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass der Strafrahmen
für schwere Körperverletzung mit Strafen von minimal 180 Tagessätzen Geldstrafe bis zu
maximal zehn Jahren Freiheitsentzug eigentlich gross genug sei, von den Gerichten
aber nicht immer ausgeschöpft werde. Gerade bei Gewalt- und Sexualdelikten würden
gemäss Bundesrat nur selten die strengst möglichen Strafen ausgesprochen. Eine
Motion Fiala (fdp, ZH) für eine Verschärfung des Strafrahmens für Kinderpornografie
(Mo. 08.3609) wurde von der Regierung mit dem selben Argument bekämpft und vom
Nationalrat angenommen. Der Nationalrat überwies in der Folge ein Postulat Jositsch
(sp, ZH) (Po. 09.3366), das vom Bundesrat einen Bericht darüber verlangt, ob die
Gerichte den vom Gesetzgeber vorgesehenen Strafrahmen effektiv ausnutzen.
Gewalttaten mit schweren Körperverletzungen oder gar Todesfolgen sind in den letzten
Jahren oft von Jugendlichen begangen worden. Eine Motion Schlüer (svp, ZH) (Mo.
09.3314), der bei derartigen Fällen die Altersgrenze für die Beurteilung nach dem
Jugendstrafrecht vom vollendeten 19. auf das 16. Altersjahr senken wollte, scheiterte
jedoch mit 69 zu 114 Stimmen im Nationalrat. Nicht besser ging es einer analogen
Motion Reimann (svp, AG) (Mo. 09.3733) im Ständerat. Der Bundesrat hatte auch diese
beiden Vorstösse zur Ablehnung beantragt. Seine Ansicht begründete er u.a. auch in
seiner Antwort auf eine Interpellation Rickli (svp, ZH) (Ip. 09.3784). Eine Debatte über
die ungenügende Ausschöpfung des Strafrahmens durch die Gerichte fand auch in den
Medien statt. 1

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Die bereits 2009 von der grossen Kammer angenommene Motion Joder (svp, BE), die
eine Verschärfung des Strafrechtes bei vorsätzlicher Körperverletzung verlangt, wurde
in der Herbstsession auch vom Ständerat überwiesen. Somit liess auch die kleine
Kammer das Argument des Bundesrats nicht gelten, dass der Strafrahmen eigentlich
gross genug sei, von den Gerichten aber nicht immer ausgeschöpft werde. 2

MOTION
DATUM: 23.09.2010
MARC BÜHLMANN

Nur vier Jahre nach seinem Inkrafttreten stand der Artikel 53 StGB betreffend die
Wiedergutmachung in Kritik. Der Artikel war 2007 eingeführt worden, um einerseits die
Strafbehörden zu entlasten und andererseits zur Wiederherstellung des öffentlichen
Friedens beizutragen. Abschaffen wollte der Nationalrat den Artikel nicht, weshalb er
auch der dies fordernden parlamentarischen Initiative Joder (svp, BE; 10.522) keine
Folge gab. Hingegen sprach sich die grosse Kammer mit 171 zu 1 Stimme für eine
Revision des Artikels aus, wie sie von ihrer Rechtskommission gefordert wurde. Deren
Motion (11.4041) sah vor, dass eine Wiedergutmachung nur bei geringfügigen Delikten
gegen öffentliches Gut und bei nachgewiesener Reue des Täters möglich ist. Der
Ständerat lehnte jedoch sowohl aus inhaltlichen als auch aus verfahrenstechnischen
Gründen die Überweisung der Motion ab. Erfolgreich war indes eine parlamentarische
Initiative Vischer (gp, ZH; 10.519), die wie die Motion die Möglichkeit einer
Wiedergutmachung nur bei geringfügigen Delikten und zusätzlich nur bei Vorliegen
eines Schuldgeständisses seitens des Täters vorsah. Ihr wurde von den
Rechtskommissionen beider Räte Folge gegeben. 3

MOTION
DATUM: 27.09.2012
NADJA ACKERMANN
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Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Ende Januar 2015 reichten die beiden GPK von Stände- und Nationalrat zwei
gleichlautende Motionen ein (15.3005 und 15.3006), mit denen der Bundesrat zu einer
besseren Protokollführung aufgerufen wurde. Aufgrund früherer Kritik der GPK an der
nicht immer nachvollziehbaren Protokollierung der Verhandlungen und Beschlüsse des
Bundesrates – etwa im Rahmen der Herausgabe von UBS-Kundendaten an die USA 2010
oder im Rahmen der Vorkommnisse um den Rücktritt des Nationalbankpräsidenten
2013 – war das Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG) zwar bereits
angepasst worden: Der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse des
Bundesrates müssen seit dieser Anpassung verschriftlicht werden. Allerdings waren die
GPK bei der Aufarbeitung des Insieme-Debakels zum Schluss gekommen, dass die
Regierung diese Anpassung im RVOG noch nicht genügend umgesetzt habe. Der
Präsident der GPK-NR, Rudolf Joder (svp, BE) gab in einem Blick-Interview zu Protokoll,
dass die grossen Lücken in den Bundesratsprotokollen an eine "Bananenrepublik"
erinnerten. Ziffer 1 der beiden Motionen sollte der RVOG-Regelung Nachdruck
verleihen. Ziffer 2 schlug vor, dass der Bundesrat eine professionelle Protokollführung
einrichtet. Im Gesetz ist nicht geregelt, wer im Bundesrat Protokoll führt. In der Regel
wird diese Aufgabe von den Vizekanzlern bzw. Vizekanzlerinnen ausgeübt. Mit der
Motion wurde vorgeschlagen, dass bei Bundesratssitzungen ein professionelles
Protokollführerteam beigezogen werden kann, wie dies auch bei der Protokollführung
in den beiden Räten der Fall sei. Der Bundesrat äusserte Verständnis für die Anliegen
und nahm Ziffer 1 an. Die Vertraulichkeit der Gespräche in der Regierung, die für einen
Meinungsaustausch zentral sei, sei aber nicht mehr gewährleistet, wenn weitere
Personen an der Sitzung teilnähmen. 
In den Räten wurde entsprechend nur über die Ziffer 2 der Motionen diskutiert. In der
Sommersession 2015 überwiesen sowohl der Ständerat (mit 24 zu 15 Stimmen) als auch
der Nationalrat (mit 128 zu 45 Stimmen bei einer Enthaltung) auch diesen Teil der
Anliegen. Bundeskanzlerin Corina Casanova wehrte sich in beiden Kammern vergeblich
gegen eine damit verbundene Erhöhung des Präzisierungsgrades des Protokolls, was
ihrer Ansicht nach die Diskussionsfreiheit der Regierungsmitglieder einschränke. 4

MOTION
DATUM: 04.06.2015
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Organisation

Verschiedentlich war in den letzten Jahren und aufgrund der aktuellen
Korruptionsskandale das Beschaffungswesen der Bundesverwaltung in die Kritik
geraten. Für hohe Wellen hatten nicht nur die unter dem Namen „Insieme“ bekannte,
geplante Revision der Informatiksysteme der Steuerverwaltung, sondern auch
zahlreiche weitere gescheiterte Grossprojekte gesorgt, die entweder gar nicht oder nur
mit hohen Kostenüberschreitungen vollendet werden konnten, was zum Teil gar auf
Korruption zurückgeführt wurde (Überblick 2013). Die Geschäftsprüfungskommissionen
(GPK-NR, GPK-SR) beider Kammern reichten deshalb im März 2014 jeweils eine
gleichlautende Motion ein, mit der dringliche Kontrollmassnahmen durchgesetzt
werden sollten. Die beiden GPK verlangten, dass alle Ämter bis zum 1. Januar 2015 das
elektronische Vertragsmanagement der Bundesverwaltung (VM BVerw) einführen, mit
dessen Hilfe insbesondere das Controlling von der Vertragsvergabe bis zur Umsetzung
verbessert werden könne. In der nationalrätlichen Debatte präsentierte der
Kommissionssprecher Rudolf Joder (svp, BE) eindrückliche Zahlen, die aus der Prüfung
des Beschaffungswesens resultierten, auf welche die GPK ihren Schwerpunkt gelegt
hatte: In allen Departementen liefen gemäss dem Bericht 2'528 Verträge, die eine
Beschaffung von mehr als CHF 150'000 vorsehen. Insgesamt betrage das
Auftragsvolumen rund CHF 3,3 Mrd., wobei sich bei 118 Verträgen gezeigt habe, dass sie
terminlich oder aber finanziell vermutlich nicht eingehalten und erfüllt werden können.
Dies zeige deutlich, wie dringlich eine umfassende Kontrolle sei. Neben der Einführung
des VM BVerw sollen Massnahmen ergriffen werden, die neue Probleme verhindern
sowie zu gegebener Zeit die Massnahmen evaluiert werden. Der Bundesrat beantragte
die Annahme der Motion, wies aber darauf hin, dass eine Umsetzung der VM BVerw in
weniger als einem Jahr nicht sehr realistisch sei und beantragte deshalb die Ablehnung
dieses Punktes. Die GPK der beiden Räte stellten fest, dass diese Forderung bereits
2011 gestellt worden war. Man sei nicht bereit, weitere Verzögerungen hinzunehmen.
Trotz der Beteuerung von Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, dass die Exekutive
alles daran setze, das Beschaffungswesen des Bundes transparenter zu machen, eine
derart rasche Umsetzung aber nicht in allen Departementen gelingen werde, nahm der
Nationalrat die Motion in der Sommersession am 4. Juni 2014 mit 178 zu 2 Stimmen an.
Im Ständerat wurde die gleichlautende Motion dreizehn Tage später mit 24 zu 3

MOTION
DATUM: 04.06.2014
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.22 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Stimmen bei 6 Enthaltungen ebenfalls inklusive dem engen Zeitplan angenommen,
womit beide konnexen Motionen überwiesen wurden. Noch im Mai war bekannt
geworden, dass das Nachfolgerojekt von Insieme, Fiscal-IT, ebenfalls mit
Umsetzungsschwierigkeiten kämpfe. 5

Wirtschaft

Landwirtschaft

Internationale Landwirtschaftspolitik

Lors d’une session extraordinaire consacrée aux négociations bilatérales avec l’UE
(bilatérales III), le Conseil national a adopté respectivement par 101 voix contre 73, 106
voix contre 63 et 104 voix contre 63 des motions Joder (udc, BE) (Mo. 10.3473),
Darbellay (pdc, VS) (Mo. 10.3818) et Favre (plr, VD) (Mo. 11.3464) chargeant le Conseil
fédéral d’interrompre les négociations avec l’UE relatives à l’accord de libre-échange
du secteur agroalimentaire. Par ailleurs, la motion Favre vise à exclure la production de
cigarettes des négociations avec l’UE concernant la santé publique. Les motionnaires
estiment que l’ouverture des marchés aurait des répercussions désastreuses pour les
revenus des milliers d’exploitations agricoles et considèrent que la stratégie de qualité
défendue par le Conseil fédéral n’est pas suffisante pour répondre à ce type de défi. Le
Conseil fédéral s’est opposé à ces motions arguant qu’un libre-échange ouvre de
nouveaux marchés aux entreprises suisses, notamment au secteur agroalimentaire, et
que les négociations relatives au secteur agricole sont liées aux négociations d’autres
domaines pour lesquels il souhaite obtenir des avantages (sécurité alimentaire, sécurité
des produits et santé publique). Une partie des démocrates-chrétiens ainsi qu’une très
grande majorité des radicaux-libéraux et des socialistes se sont opposés à ces
motions. 6

MOTION
DATUM: 09.06.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Von den drei im Vorjahr vom Nationalrat angenommenen Motionen Darbellay (cvp, VS)
(Mo. Darbellay, 10.3818), Joder (svp, BE) (Mo. Joder, 10.3473) und Favre (fdp, NE) (Mo.
Favre, 11.3464) über einen Abbruch der Agrarfreihandels-Verhandlungen mit der EU
nahm der Ständerat nach ausgedehnten Diskussionen einzig die erste mit 26 zu 16
Stimmen an. Diese verlangt im Detail, dass der Bundesrat die Verhandlungen mit der EU
solange unterbricht, als dass die Doha-Runde der Welthandelsorganisation (WTO) nicht
zu einem Abschluss kommt. Der Motionär hatte postuliert, dass die Verhandlungen mit
der EU im Hinblick auf einen baldigen Abschluss derselben aufgenommen worden
seien. Da ein Ende der Doha-Runde in weite Ferne gerückt sei, wäre ein Abkommen,
das bereits jetzt den Grenzschutz abbaut und die Produzentenpreise unter Druck setzt,
unnötig und für die Schweizer Landwirtschaft schädlich. Eine Motion der WAK-SR
(Mo.12.3014), welche sozusagen als Gegenvorschlag zu den drei Motionen ausgearbeitet
worden war, wurde vom Nationalrat in der Herbstsession mit 85 zu 77 Stimmen
eliminiert: Die Kommission hätte eine Standortbestimmung des Bundesrates über die
EU-Verhandlungen und ein Aufzeigen von Alternativen zum bisherigen
Verhandlungsansatz verlangt, mit dem Ziel einer schrittweisen und kontrollierten
Einführung des Agrar- und Lebensmittelfreihandels mit der EU. Die SVP hatte sich
geschlossen gegen die Motion gestellt, zusammen mit Mehrheiten aus der grünen, der
christlich-demokratischen und der bürgerlich-demokratischen Fraktion. 7

MOTION
DATUM: 07.03.2012
JOHANNA KÜNZLER

Infrastruktur und Lebensraum
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Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Mit einer Motion brachte Nationalrat Joder (svp, BE) seine Forderung „Schweizer
Helikopter fliegen nach Schweizer Recht" 2014 im Nationalrat ein. Joder befand, die
im Rahmen des bilateralen Luftverkehrsabkommens von der Schweiz übernommenen
europäischen Rechtsregeln seien für die Schweizer Helikopter-Branche sehr nachteilig.
Er forderte deshalb, die Vorschriften seien zu ändern, so dass für das Fliegen mit
Helikoptern Schweizer Recht gelte. Der Vorstoss wurde im Dezember 2015 von Thomas
Hurter (svp, SH) übernommen und im Juni 2016 im Nationalrat behandelt. Obschon
Bundesrätin Leuthard erklärte, dass die Schweiz und ihre Luftfahrt insgesamt vom
bilateralen Luftfahrtsabkommen mit der EU profitiere und sich das BAZL mit den
anderen Alpenländern erfolgreich für Ausnahmen gerade im Helikopterbereich
einsetze, wurde die Motion mit 125 zu 63 Stimmen (keine Enthaltungen) angenommen.
Nur die SP, die Grünen und die GLP liessen sich von den Einwänden des Bundesrates
überzeugen. Von 30 Mitgliedern der CVP stimmten nur 2 im Sinne ihrer Bundesrätin
Leuthard. Im Ständerat, wo die Motion im März 2017 behandelt wurde, fand Bundesrätin
Leuthard mehr Gehör, als sie festhielt, dass das BAZL die technokratische Bürokratie
der Easa nicht nur im Helikopterbereich oft kritisiere und dabei auch Erfolge erziele.
Die kleine Kammer lehnte die Motion mit 28 gegen 11 Stimmen ab. 8

MOTION
DATUM: 15.03.2017
NIKLAUS BIERI

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Die Forderung, dass Bern als gleichwertig zu den drei Metropolitanregionen zu
behandeln sei, enthielt auch die Motion Joder (svp, BE), welche in dieser Hinsicht
gegenstandslos geworden war. Weiter forderte der Motionär die Schaffung gesetzlicher
Grundlagen für das Raumkonzept Schweiz. Wie auch der Bundesrat anerkannte der
Nationalrat die strategische Wichtigkeit des Konzeptes für die zukünftige
Raumentwicklung in der Schweiz und nahm die Motion diskussionslos an. 9

MOTION
DATUM: 22.09.2010
MARLÈNE GERBER

Der Ständerat folgte im Berichtsjahr dem im Vorjahr gefällten Beschluss des
Nationalrats und stimmte einer Motion Joder (svp, BE) zu, welche eine gesetzliche
Verankerung des Raumkonzeptes fordert. Er tat dies auf Anraten einer geschlossenen
Kommission und anerkannte damit die strategische Wichtigkeit eines solchen
Instrumentes für die zukünftige Raumentwicklung der Schweiz. Im Rahmen der
öffentlichen Konsultation zum Raumkonzept sprach sich der Bundesrat für eine
gesetzliche Anwendung des Konzeptes aus, will eine solche aber an die Mitarbeit der
Kantone, Städte und Gemeinden binden. 10

MOTION
DATUM: 01.06.2011
MARLÈNE GERBER

Die 2014 in Vernehmlassung geschickte Vorlage zur zweiten RPG-Teilrevision verlangt
die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für das Raumkonzept Schweiz. Dies
entspricht der Forderung der im Jahr 2011 überwiesenen Motion Joder (svp, BE).

MOTION
DATUM: 05.12.2014
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
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Gesundheitspolitik

Angesichts der etwas verfahrenen Situation der Interkantonalen Vereinbarung über die
Koordination der hochspezialisierten Medizin reichte Ständerätin Fetz (sp, BS) eine
Motion ein, mit der sie den Bundesrat verpflichten wollte, selber aktiv zu werden, falls
sich die Kantone nicht bis im Frühjahr 2006 einigen können. Dieser verwies auf die
noch nicht in Kraft getretene Neugestaltung des Finanzausgleichs und der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA), weshalb er der Umsetzung durch
die Kantone nicht vorgreifen wolle. Auf seinen Antrag wurde die Motion mit 27 zu 11
Stimmen abgelehnt. Weil der Bundesrat aus den gleichen Gründen Ablehnung
beantragte, zog Nationalrat Joder (svp, BE) eine analoge Motion (Mo. 04.3634) zurück.
Die Verzögerungen bei der Umsetzung der IVKKM veranlasste auch die im Nationalrat
vertretene Ärzteschaft, im Fall einer nicht einvernehmlichen Lösung eine Intervention
des Bundes zu verlangen. (Zur NFA siehe hier.) 11

MOTION
DATUM: 12.12.2005
MARIANNE BENTELI

Les chambres ont adopté une motion Joder (udc, BE) chargeant le Conseil fédéral
d’élaborer des mesures garantissant la non-discrimination des prestataires privés
d’aide à domicile dans la mise en œuvre du nouveau régime de financement des soins.
Le postulant estime que les acteurs privés sont fortement défavorisés malgré la
nouvelle loi sur le financement (BRG 05.025) des soins adoptée en 2008. 12

MOTION
DATUM: 29.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Ärzte und Pflegepersonal

Mit einer Motion forderte der Berner SVP-Nationalrat Joder, durch eine Teilrevision des
KVG die Krankenpflege als eigenständige Leistung zu definieren und die Spitäler und
Heime zu verpflichten, den Nachweis einer quantitativ und qualitativ genügenden
Pflege zu erbringen. Joder reagierte so auf das in den letzten Jahren immer
offensichtlicher gewordene Malaise im Pflegebereich und auf den Umstand, dass
schweizweit 1300 bis 2000 qualifizierte Pflegestellen unbesetzt sind. Mit dieser
Anerkennung soll der Berufsstand wieder attraktiver gemacht werden. Gegen den Willen
des Bundesrates, der auf die kantonalen Prärogativen im Bereich der Pflege verwies,
wurde der Vorstoss mit 91 zu 59 Stimmen in der verbindlichen Form angenommen.

Der Schweizerische Spitalverband H+ stelle sich als Arbeitgeber hinter die Forderungen
des Spitalpersonals und verlangte mehr Mittel und mehr qualifizierte Mitarbeitende.
Mitte November fanden in der ganzen Schweiz Kundgebungen des Pflegepersonals statt,
an denen insgesamt rund 15'000 Personen teilnahmen 13

MOTION
DATUM: 03.12.2001
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat lehnte eine Motion des Nationalrats Joder (svp, BE) für eine Aufwertung
der Krankenpflege ab, weil sie die Autonomie der Kantone im Pflegebereich tangiert
hätte, überwies aber ein analoges Postulat seiner SGK sowie eine Empfehlung der SGK
zur Qualitätssicherung in den Spitälern. 14

MOTION
DATUM: 18.09.2002
MARIANNE BENTELI

Medikamente

Eine Motion Joder (svp, BE), welche verlangte, dass die Aufnahme eines Medikaments
auf die Spezialitätenliste auch vom Nachweis der Abgabe in kleinen und
therapiegerechten Verpackungsgrössen abhängig gemacht werden soll, wurde auf
Antrag des Bundesrates, der darauf verwies, dass die Überprüfung (allerdings nicht als
Bedingung) ohnehin erfolge, lediglich als Postulat angenommen. 15

MOTION
DATUM: 08.12.2003
MARIANNE BENTELI

Neue Möglichkeiten zur Abgeltung von Apothekerleistungen durch die OKP wollte Erich
Ettlin (cvp, OW) im September 2018 mit einer Motion schaffen. Neu sollten auch
kostendämpfende Apothekerleistungen ohne Medikamentenabgabe sowie die
Beteiligung an OKP-mitfinanzierten kantonalen oder nationalen
Präventionsprogrammen abgegolten werden. Denn auch solche Leistungen der
Apothekerinnen und Apotheker führten zu erheblichen Einsparungen in der OKP,
erklärte der Motionär. Mit Verweis auf den Bericht zum Postulat Humbel (cvp, AG; Po.
12.3864) und auf seine Antwort auf die parlamentarische Initiative Joder (svp, BE; Pa.Iv.
11.418) betonte der Bundesrat in seiner Stellungnahme die Gefahr einer
Mengenausweitung durch das Anliegen. Dennoch empfahl er die Motion zur Annahme

MOTION
DATUM: 12.12.2018
ANJA HEIDELBERGER
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und erklärte, er werde sie im Rahmen der Motion SGK-NR (Mo. 18.3387), die
Abrechnungsmöglichkeiten für nichtärztliche Leistungserbringende bei Leistungen in
Früherkennung, Prävention und Betreuung von Patienten mit chronischen Krankheiten
fordert, prüfen. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat die Motion. Dabei bat der Motionär
den Bundesrat darum, bei Annahme nicht nur die Anliegen der Motion der SGK-NR zu
prüfen, sondern insbesondere auch eine Abgeltung von Apothekerleistungen, welche
die «Behandlungen mit ärztlich verschriebenen Arzneimitteln wirtschaftlicher und
effizienter» machten, Präventionsleistungen, die Apothekerinnen und Apotheker
sinnvoller erbringen könnten als Ärzte, sowie Impfungen in Apotheken.
Gesundheitsminister Berset erklärte sich bereit, die vom Motionär angesprochenen
Änderungen zu prüfen, liess aber das Ergebnis dieser Prüfung offen. Er stellte jedoch in
Aussicht, dass das Projekt als Teil der Koordination der Pflege mit dem zweiten
Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen bereits 2019 in die
Vernehmlassung gehen könnte. 16

Soziale Gruppen

Menschen mit Behinderungen

Mit zwei Motionen forderte Nationalrat Joder (svp, BE) Erleichterungen für
Hörbehinderte. Einerseits sollten bauliche und technische Massnahmen ergriffen
werden, welchen es hörbehinderten Personen erlauben, das Parlamentsgebäude zu
nutzen. Joder dachte in diesem Zusammenhang in erster Linie an induktive Hör- und
Übertragungsanlagen. Andererseits sollten im Zug des neuen Bundesgesetzes über
Radio und Fernsehen die Sendeunternehmen verpflichtet werden, zwischen 18 und 24
Uhr sämtliche Fernsehsendungen mit Untertiteln auszustrahlen. Der Bundesrat verwies
auf bereits unternommene Anstrengungen, versprach aber, wenn möglich noch
Verbesserungen vorzunehmen. Auf seinen Antrag wurden die Motionen in
Postulatsform verabschiedet. 17

MOTION
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 2009, Beilagen III, S. 872; AB NR, 2009, Beilagen VI, S. 352 f.; AB NR, 2009, S. 1008; AB NR, 2009, S. 1009; AB NR,
2009, S. 1015; AB SR, 2009, S. 965 f.; Bund, 21.3.09; NZZ, 26.3.09
2) AB SR, 2010, S. 869
3) AB NR, 2012, S. 249 ff.; AB SR, 2012, S. 919 f.; Kommissionsbericht RK-SR vom 18.6.12; Medienmitteilung RK-NR vom 11.11.11;
Medienmitteilung RK-SR vom 19.6.12; Pa.Iv. 10.519; Pa.Iv. 10.522
4) AB NR, 2015, S. 874 ff.; AB SR, 2015, S. 356 ff.; Mo. 15.3005 (Abstimmung NR); Blick, 4.2.15; NZZ, 4.6.15; LZ, NZZ, 5.6.15
5) AB NR, 2014, S. 893 f. ; AB SR, 2014, S. 606 f.; Mo. 14.3018; Mo. 14.3018_Abstimmung; Mo. 14.3289; NZZ, 4.3., 31.5.14
6) BO CN, 2011, p. 1019 ss. (Bilatérales III), 1041 (Joder), 1042 (Darbellay), 1047 (Favre).
7) AB NR, 2012, S. 1715 ff.; AB SR, 2012, S. 121 ff.
8) AB NR, 2016, S. 1140 f.; AB SR, 2017, S. 259 f.
9) AB NR, 2010, S. 1438.
10) Mo. 08.3478: AB SR, 2011, S. 429; Medienmitteilung UVEK vom 29.6.11
11) AB SR, 2005, S. 1097 ff.; NLZ, 22.6.05 
12) BO CN, 2011, p. 527 ; BO CE, 2011, p. 1023 s.
13) AB NR, 2001, S. 1645 ff. ;NZZ, 21.6.01; Presse vom 15.11.01
14) AB SR, 2001, S. 476 ff. und 643.
15) AB NR, 2003, S. 1900
16) AB SR, 2018, S. 1041 ff.
17) AB NR, 2003, S. 501 f.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 6


